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1. a) D ie A bfindung eines ausländischen Anrechts nach § 23
5. V. 21 V ersA usgIG  setzt voraus, dass es sich um ein dem G rund und
X II  Z B  3 8 1 /20 der H öh e nach gesichertes Anrecht handelt.

b) E ine U nbilligkeit des W ertausgleichs von A nrechten des 
anderen Ehegatten bei der Scheidung gemäß § 19 Abs. 3 Ver­
sA u sgIG  kann nicht mit Blick darauf verneint werden, dass 
der über ausländische Anrechte verfügende Ehegatte daneben 
ausgleichsreife inländische Anw artschaften erw orben hat, de­
ren Wert über dem W ert der inländischen Anrechte des ande­
ren Ehegatten liegen...............................................................................  1

2. a) Im  H inblick auf den eine Verfahrensvereinfachung anstre-
6. V. 2 1 benden G esetzeszw eck ist der Tatrichter nur bei Vorliegen be­
l l i  Z R  72/20 sonderer U m stände gehalten, von dem normierten Pauschal­

satz (§ 198 A bs. 2 Satz  3 G V G ) aus Billigkeitsgründen gemäß 
§ 198 A bs. 2 Satz 4 G V G  abzuweichen. Erforderlich ist, dass 
sich das zu beurteilende Verfahren durch eine oder m ehrere 
entschädigungsrelevante Besonderheiten in tatsächlicher oder 
rechtlicher H insicht von anderen Verfahren dieser A rt abhebt, 
so dass die konkreten A usw irkungen der überlangen Verfah­
rensdauer die Pauschalhöhe als unbillig erscheinen lassen,
b) In Verfahren, die Fragen des Sorge- und U m gangsrechts 
insbesondere gegenüber K leinkindern zum  G egenstan d  ha­
ben, kom m t bei einer dem  Gericht zuzurechnenden erhebli­
chen Verfahrensverzögerung (hier: 37 M onate) eine schw er­
w iegende Beeinträchtigung des betroffenen Elternteils in 
seinem Recht auf U m gang mit seinem Kind (Art. 6 A bs. 2 
G G , § 1684 A bs. 1 B G B ) und seinem Recht auf A chtung 
seines Privat- und Fam ilienlebens (Art. 8 A bs. I E M R K ) in 
Betracht, die nach § 198 A bs. 2 Satz 4  G V G  die E rh öh un g des 
gesetzliches P auschalsatzes rechtfertigen kann............................  14



3.
6. V. 21 
IX  Z R  72/20

4.
12. V. 21 
X II Z B  34/21

5.
18. V.21 
II Z R  41/20

a) Die Annahm e der subjektiven Voraussetzungen der Vor­
satzanfechtung kann nicht allein darauf gestützt werden, dass 
der Schuldner im Zeitpunkt der angefochtenen R echtshand­
lung erkanntermaßen zahlungsunfähig ist.
b) D er G läubigerbenachteiligungsvorsatz des Schuldners 
setzt im Falle der erkannten Zahlungsunfähigkeit zusätzlich 
voraus, dass der Schuldner im maßgeblichen Zeitpunkt w usste 
oder jedenfalls billigend in K au f nahm, seine übrigen G läu b i­
ger auch künftig nicht vollständig befriedigen zu können; dies 
richtet sich nach den ihm bekannten objektiven U m ständen.
c) Für den Vollbeweis der Kenntnis vom  G läubigerbenach­
teiligungsvorsatz des Schuldners m uss der A nfechtungsgeg­
ner im Falle der erkannten Zahlungsunfähigkeit des Sch uld­
ners im maßgeblichen Zeitpunkt zusätzlich w issen, dass der 
Schuldner seine übrigen G läubiger auch künftig nicht w ird 
befriedigen können; dies richteL sich nach den ihm bekannten 
objektiven Um ständen.
d) A uf eine im Zeitpunkt der angelochtenen Rechtshandlung 
nur drohende Zahlungsunfähigkeit kann der G läubigerbe­
nachteiligungsvorsatz des Schuldners in der Regel nicht g e ­
stützt werden.
e) Eine besonders aussagekräftige G rundlage für die Feststel­
lung der Zahlungseinstellung ist die Erklärung des Schuldners, 
aus M angel an liquiden M itteln nicht zahlen zu können; fehlt 
es an einer solchen Erklärung, müssen die für eine Z ahlungs­
einstellung sprechenden sonstigen U m stände ein der E rk lä­
rung entsprechendes G ew icht erreichen.
f) Stärke und D auer der Verm utung für die Fortdauer der
festgestellten Zahlungseinstellung hängen davon ab, in w el­
chem A usm aß die Zahlungsunfähigkeit zutage getreten ist; 
dies gilt insbesondere fü r den Erkenntnishorizont des A n - 
fcchrungsgegners.....................................................................................  28

a) In Verfahren wegen K indesw ohlgefährdung nach § 1666 
B G B  ist ein M inderjähriger auch dann, wenn er mindestens 
14 Jahre alt ist, nicht nach § 9 A bs. 1 N r. 3 Fam FG  verfah­
rensfähig.
b) Fü r solche Verfahren kann auch dem mindestens 14 Jahre
alten M inderjährigen Verfahrenskostenhilfe nicht au f eigenen 
Antrag bewilligt werden, weil er mangels Verfahrensfähigkeit 
keinen w irksam en Verfahrenskostenhilfeantrag stellen kann. 49

Wendet sich der durch Beschluss der Gesellschafter aus w ich­
tigem G rund ausgeschlossene G esellschafter im K lagew eg 
gegen die W irksam keit seines A usschlusses, ist es ihm im R e ­
gelfall nicht zuzum uten, seinen A bfindungsanspruch vor der 
rechtskräftigen Entscheidung über die W irksam keit des A u s­
schlusses gerichtlich geltend zu m achen......................................... 61
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